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Der Entwurf der Bundesregierung zu ei-
nem Gesetz zur Änderung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes und weiterer ener-
giewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur 
Steigerung des Ausbaus photovoltaischer 
Energieerzeugung (sog. „Solarpaket I“) ist 
insgesamt zu begrüßen und macht vor al-
lem mit dem Ziel, den Solarausbau durch 
eine Vereinfachung des historisch gewach-
senen Regelungsbestands zu fördern, deut-
liche Schritte in die richtige Richtung. Im 
Detail gibt es aber noch einige Regelungs-
bestandteile und Ausgestaltungsvor-
schläge, die die angestrebten Ziele vermut-
lich nicht erreichen. Daher besteht mit 
Blick auf einzelne Regelungsbereiche noch 
Nachschärfungsbedarf.  

• B. Dezentrale Versorgung erleichtern    

• Die Lieferantenpflichten der 
§§ 40 ff. EnWG stellen die Umsetzung 
EU-rechtlicher Vorgaben dar. Frei-
raum von diesen Pflichten kann daher 
nur in den im EU-Recht vorgesehe-
nen, eng begrenzten Ausnahmekons-
tellationen eingeräumt werden. Dies 
gilt auch mit Blick auf das aktuell viel 
diskutierte „Energy Sharing“. Um den 
Mitgliedsstaaten mehr Freiraum bei 
der Umsetzung der Versorgerpflich-
ten zu gewähren, könnte das aktuelle 
Verfahren zur Novellierung der Elekt-
rizitätsbinnenmarktrichtlinie genutzt 
werden.  

• Die Regelung zur „gemeinschaftli-
chen Gebäudeversorgung“ in 
§ 42b EnWG-E gewährt – gemessen 
am EU-Recht – zu weitgehende Aus-
nahmen von den Lieferantenpflich-
ten.  

• C. Vereinfachungen zur Beschleuni-
gung des Ausbaus 

• Die Netzanschlussregeln nach § 8 EEG 
2023 würden durch den Regierungs-
entwurf vereinfacht, v. a. für Stecker-
solargeräte und durch die Erhöhung 
des Schwellenwerts für das verein-
fachte Netzanschlussverfahren auf 30 
kW. 

• Im Detail könnten die Verbesserun-
gen bei den 

Netzanschlussregelungen aber noch 
konsequenter ausfallen, indem die 
Netzbetreiber verpflichtet würden, 
nicht nur das Ergebnis ihrer Netzver-
träglichkeitsprüfung mitzuteilen, son-
dern auch die dieser Prüfung zu-
grunde gelegten Annahmen und Be-
rechnungen. 

• Zudem würde der ausdrücklich der 
Begründung des Entwurfs gewünsch-
ten Bündelung der Nachforderungen 
des Netzbetreibers im Netzanschluss-
verfahren besser Rechnung getragen, 
wenn die Netzbetreiber auf einen ein-
maligen und abschließenden Nach-
forderungskatalog verpflichtet wür-
den. 

• Der vorgeschlagene Schwellenwert 
für die neue Vergütungskategorie der 
unentgeltlichen Abnahme hält sich 
innerhalb der EU-rechtlichen Gren-
zen, innerhalb derer von dem Grund-
satz des marktbasierten Dispatch ab-
gewichen werden kann. Es wären 
aber auch weitergehende Regelun-
gen und Zahlungsansprüche für diese 
Anlagen möglich. 

• Die Lockerungen für Solardachanla-
gen mit unterschiedlichen Netzver-
knüpfungspunkten bei der Anlagen-
zusammenfassung haben das Poten-
zial den Ausbau in diesem Segment 
zu beschleunigen, da der Ausbau er-
folgen kann, ohne Gefahr zu laufen 
mit anderen in räumlicher und zeitli-
cher Nähe errichteter Anlagen zur 
Einhaltung technischer Vorgaben 
oder zur Ermittlung des Zahlungsan-
spruchs gemeinsam als eine Anlage 
behandelt zu werden. 

• D. Ausweitung der Förderung von So-
laranlagen 

• Die Ausweitung der Förderkulisse für 
Freiflächenanlagen auf landwirt-
schaftlichen Flächen in benachteilig-
ten Gebieten ist geeignet, den Freiflä-
chenausbau weiter zu beschleunigen. 
Mit der Stärkung von Mehrfachnut-
zungen in Form der besonderen So-
laranlagen wird zugleich der ernst-
hafte Versuch unternommen, 

A. Auf einen Blick  



 

 

2 Rechtliche Stellungnahme zur Anhörung am 15.11.2023  

Nutzungskonkurrenzen insbesondere 
mit der Landwirtschaft und dem Na-
turschutz zu begrenzen.  

• Sollen extensivere Agri-PV-Anlagen 
und Biodiversitätssolaranlagen zur 
Reduktion von Nutzungskonkurren-
zen allerdings mehr als nur im Einzel-
fall realisiert werden, müssen diese 
förderrechtlich attraktiv ausgestaltet 
werden. Förderrechtliche Steuerung 
begründet nur ein Angebot, das von 
Flächeneigentümern und Betreibern 
zugunsten klassischer Anlagenkon-
zepte oder einer Realisierung außer-
halb des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes auch abgelehnt werden kann.   

• Über Anpassungen im Förderrecht 
hinaus sind weitere Hemmnisse für 
den Freiflächenausbau abzubauen. 
Die angekündigten Änderungen im 
Planungsrecht sind hierfür jedenfalls 
perspektivisch wichtig. Eilbedürftiger 
wäre es, den Netzausbau verstärkt in 
Angriff zu nehmen. Zudem sollte ge-
prüft werden, inwieweit insbesondere 
steuerrechtliche Regelungen für die 
Erschließung landwirtschaftlicher Flä-
chen einer Änderung bedürfen. 

• Die Anpassung der Regelung für so-
genannte Solarstadl ist geeignet, vor-
handene Dachpotenziale im Außen-
bereich zu erschließen. Fehlanreize, 
die zu einer Zersiedelung des Außen-
bereichs führen, werden nicht nen-
nenswert gesetzt.  

• E. Systemstabilitätsbericht und Monito-
ring der Systemstabilität 

• Die Neuregelungen zum Systemstabi-
litätsbericht und Monitoring der Sys-
temstabilität dürften durch klarere 
formale Vorgaben zu den Abläufen 
das Berichtswesen zwischen den 
Übertragungsnetzbetreibern und der 
Bundesnetzagentur verbessern. In in-
haltlicher Hinsicht scheint allerdings 
nach dem Regelungsentwurf nicht 
gewährleistet zu sein, dass die Be-
richte der ÜNB auf Grundlage ge-
meinsamer Standards oder in ge-
meinsamen Berichten erfolgen, was 
sich negativ auf die Vergleichbarkeit 
der Berichte auswirken könnte. Zu-
dem erscheint es angesichts der 
ebenso bestehenden künftigen Her-
ausforderungen für die Verteilnetze 

wünschenswert, dass auch den Ver-
teilnetzbetreibern gleichlaufende Be-
richtspflichten auferlegt werden.  
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Der Entwurf beinhaltet verschiedene Ände-
rungen, um dezentrale Versorgungskon-
zepte zu fördern. Das bereits etablierte Mie-
terstrommodell (§§ 19 Abs. 1 Nr. 3, 21 Abs. 3 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 20231) 
soll optimiert werden, indem es erstmals 
auch für die Belieferung von gewerblichen 
Stromverbrauchern geöffnet wird (§ 21 Abs. 
3 S. 1 EEG-E) und bürokratische Anforderun-
gen reduziert werden2.  

Daneben soll mit der gemeinschaftlichen 
Eigenversorgung ein neues Konzept Einzug 
ins deutsche Recht finden: das des Energy 
Sharing. Die Umsetzung in § 42b EnWG-E 
vermag jedoch nicht zu überzeugen (dazu 
II.). Hintergrund ist die komplexe Rechts-
lage auf Ebene der EU. Will man bürokrati-
sche Anforderungen an dezentrale Versor-
gungskonzepte reduzieren, so müsste das 
EU-Recht über das im aktuellen Reform-
prozess der Elektrizitätsbinnenmarktrichtli-
nie vorgeschlagene Maß hinaus geändert 
werden (dazu I.). 

I. Energy Sharing und 
Lieferantenpflichten: Wege zu mehr 
Freiraum 

Wird der Abbau von Bürokratie für dezent-
rale Versorgungskonzepte gefordert, rü-
cken schnell die Lieferantenpflichten der 
§§ 40 ff. Energiewirtschaftsgesetz (EnWG)3 
in den Blick. Häufig werden hier Erleichte-
rungen für „Energy Sharing“-

 
1 Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. 
I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist.  
2 U.a. entfällt die Prüfpflicht der bislang erforderlichen 
40%igen Wohnnutzung der Gebäude, BT-Drs. 20/8657, 
S. 70. In § 42a Abs. 3 S. 1 und S. 2 EnWG-E werden die 
bisherigen Vorgaben zur maximalen Vertragslaufzeit, 
stillschweigenden Verlängerung und zur Kündigungs-
frist an den gesetzlichen Vorgaben des § 309 Nr. 9 BGB 
orientiert angepasst, BT-Drs. 20/8657, S. 106. 
3 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 
1970; 3621), das zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes 
vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert 
worden ist. 
4 Vgl. dazu Ritter/Bauknecht/Fietze/Klug/Kahles, 
Energy Sharing – Bestandsaufnahme und Strukturie-
rung der deutschen Debatte unter Berücksichtigung 

Konstellationen gefordert – wobei dieser 
Begriff nicht klar definiert ist und sich die 
damit verbundenen Konstellationen teil-
weise stark voneinander unterscheiden4.  

1. Lieferantenpflichten: Umsetzung von 
EU-Recht 

Die Lieferantenpflichten der §§ 40 ff. EnWG 
sind eine Umsetzung EU-rechtlicher Vorga-
ben: Art. 10 Abs. 3-12 sowie Art. 18 i. V. m. An-
hang I der Elektrizitätsbinnenmarkt-Richtli-
nie (EBM-RL)5 enthalten umfassende Vor-
gaben an Vertrags- und Rechnungsgestal-
tung gegenüber Endkunden (Art. 2 Nr. 3 
EBM-RL: Kunde, der Elektrizität für den Ei-
genverbrauch kauft). Angesichts des Detail-
grades der Vorgaben haben die Mitglieds-
staaten hier jedenfalls keinen nennenswer-
ten Umsetzungs- oder Abweichungsspiel-
raumspielraum6.  

Adressat dieser Rechte ist der „Versorger“ 
der Endkunden – mithin die Person, die 
ihnen den Strom verkauft (vgl. Art. 2 Nr. 12 
EBM-RL: Versorgung [ist der] Verkauf, ein-
schließlich des Weiterverkaufs, von Elektri-
zität an Kunden). Eine Bagatellschwelle 
oder andere Ausnahmetatbestände sieht 
die EBM-RL nicht vor, so dass jeder Strom-
verkauf die Geltung der Versorgerpflichten 
auslöst.  

Nichts anderes gilt, wenn Strom durch im 
Eigentum einer Erneuerbare-Energie-Ge-
meinschaft (Art. 2 Nr. 16 Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EE-RL)7) oder einer 

des EU-Rechts, UBA Climate Change 46/2023, S. 24 ff., 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/fi-
les/medien/11850/publikatio-
nen/06112023_46_2023_cc_energy_sharing.pdf. 
5 Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vor-
schriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Än-
derung der Richtlinie 2012/27/EU ABl. EU L 158 v. 
14.6.2019, S. 125. 
6 Fietze/Kahl, Leitbild Lieferung (Strom): Eine Annähe-
rung an die Eigenschaften und Pflichten des Elektrizi-
tätslieferanten, März 2019, S. 22, https://stiftung-umwel-
tenergierecht.de/wp-content/uplo-
ads/2015/10/%C3%9CE_Leitbild-Lieferung.pdf. 
7 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 11.12.2018 zur Förderung der 

 

B. Dezentrale Versorgung erleichtern 
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Bürgerenergiegemeinschaft (Art. 2 Nr. 11 
EBM-RL) stehenden Anlagen erzeugt und 
an die Mitglieder der Gruppe verteilt wird. 
Zwar sprechen sehr gute Argumente dafür, 
dass diese Tätigkeit des „Energy Sharing“ 
keine „Versorgung“ i. S. d. Elektrizitätsbin-
nenmarktrichtlinie ist8. Allerdings wird die 
Geltung der Endkundenrechte (und damit 
der korrespondierenden Versorgerpflich-
ten) für diese Konstellationen explizit ange-
ordnet (Art. 22 Abs. 4 lit. b) EE-RL bzw. Art. 
16 Abs. 3 lit. d) EBM-RL). Etwas anderes gilt 
(nur) für das Energy Sharing innerhalb der 
gemeinschaftlichen Eigenversorgung (Art. 
21 Abs. 4 S. 1 EE-RL i. V. m. Art. 2 Nr. 15 EE-
RL). Hier ist die Geltung der Endkunden-
rechte nicht separat angeordnet9. Dement-
sprechend sind die Mitgliedsstaaten ver-
pflichtet, Freiräume im nationalen Recht zu 
schaffen.  

2. Mehr Freiraum bei den 
Versorgerpflichten: Reform der EBM-RL 
nutzen 

Aktuell läuft ein Verfahren zur Novellierung 
der Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie. Da-
bei soll Energy Sharing erstmals definiert 
(Art. 2 Nr. 10a EBM-RL) sowie in Art. 15a 
EBM-RL ein Recht auf Energy Sharing für 
aktive Kunden eingeführt werden. Auch 
hier wird die Geltung der Endkundenrechte 
ausdrücklich angeordnet und für ausge-
wählte Konstellationen (Erzeugungsanla-
gen bis zu einer festgelegten Größe auf 
Einfamilienhäusern bzw. Mehrfamilienhäu-
sern) Ausnahmen statuiert. Auf nationaler 
Ebene bestünde damit (nur) die Möglich-
keit, neben der gemeinschaftlichen Ei-
genversorgung nunmehr auch diese 
neuen, in Art. 15a EBM-RL aufgezeigten 
Konstellationen von den Lieferantenpflich-
ten zu befreien.  

Will man den Mitgliedsstaaten insgesamt 
mehr Freiraum zugestehen, so müsste auf 
EU-Ebene ein anderer Weg gewählt wer-
den: Anstatt in speziellen Artikeln 

 

Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABl. 
EU L 328 v. 21.12.2018, S. 82.  
8 Papke/Fietze, Die „gemeinsame Nutzung“ von Strom 
und Versorgerpflichten im Europarecht, EnWZ 2023, 23 
(27 f.).  
9 Papke/Fietze, Die „gemeinsame Nutzung“ von Strom 
und Versorgerpflichten im Europarecht, EnWZ 2023, 23 
(28). 

Ausnahmen für einzelne Konstellationen 
vorzusehen, könnten die Endkundenrechte 
der Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie (Art. 
10 ff. EBM-RL) unter einen mitgliedsstaatli-
chen Regelungsvorbehalt gestellt werden. 
Dieser sollte aber nur unter bestimmten 
Voraussetzungen greifen: Nämlich da, wo 
ein vermindertes Verbraucherschutzniveau 
zu rechtfertigen ist (Konditionierung des 
Regelungsvorbehalts). 

Dies ist vorstellbar etwa in 

• Konstellationen, in denen der vermin-
derte Schutz durch die Endkundenrechte 
aufgefangen wird durch verstärkte Teil-
habemöglichkeit der Endkunden an der 
Stromerzeugung und am Vertrieb10,  

• Konstellationen, in denen kein Machtge-
fälle zwischen Erzeuger und Verbraucher 
besteht.  

Dabei muss jederzeit gewährleistet sein, 
dass der Endkunde sich gegen eine Beliefe-
rung in den oben genannten Konstellatio-
nen mit vermindertem Verbraucherschutz 
und für eine „klassische“ Versorgung unter 
Geltung der vollen Endkundenrechte ent-
scheiden kann (Wahrung des Rechts auf 
freie Lieferantenwahl, Art. 4 EBM-RL).  

II. Gemeinschaftliche 
Gebäudeversorgung 

Mit der gemeinschaftlichen Gebäudever-
sorgung in § 42b EnWG-E führt der Entwurf 
Erleichterungen bei den Lieferantenpflich-
ten ein (dazu 1.). Der Entwurf stellt dabei al-
lerdings nicht sicher, dass die EU-rechtlich 
vorgegebenen Lieferantenpflichten einge-
halten wird (2.). Darüber hinaus könnte eine 
Klarstellung mit Blick auf die Nutzung des 
Stroms in Ladepunkten für Elektrofahr-
zeuge erwogen werden (3.). 

10 Wie es etwa die EE-RL für die EE-Gemeinschaft und 
die EBM-RL für die Bürgerenergiegemeinschaft vorse-
hen, indem sie eine „wirksame“ bzw. „effektive“ Kon-
trolle der Mitglieder über die Gemeinschaft fordern 
(Art. 2 Nr. 16 EE-RL bzw. Art. 2 Nr. 11 EBM-RL).  
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1. Gemeinschaftliche 
Gebäudeversorgung: Bürokratieabbau 
für ein dezentrales Versorgungskonzept 

§ 42b EnWG-E sieht für die Nutzung durch 
Mieter, Wohnungseigentümer oder sonsti-
ger Eigentümer von Räumen von durch 
eine am Gebäude installierte Solaranlage 
erzeugtem Strom weitgehende Erleichte-
rungen bei den Lieferantenpflichten der 
§§ 40 ff. EnWG vor (§42b Abs. 4 EnWG-E).  

Wesentliche Voraussetzung für die „ge-
meinschaftliche Gebäudeversorgung“ ist 
das Vorliegen eines „Gebäudestromnut-
zungsvertrags“11. In diesem Vertrag ist nach 
§ 42 Abs. 3 EnWG-E festzulegen, nach wel-
chem Schlüssel der vorhandene Strom auf-
geteilt wird, welche Gegenleistung dafür zu 
entrichten ist und wie Betrieb, Erhaltung 
und Wartung der Gebäudestromanlage ge-
staltet sind.  

2. Befreiung von Lieferantenpflichten zu 
weitgehend  

Eine Ausnahme von den Versorgerpflichten 
ist nach geltendem EU-Recht nur möglich 
für Konstellationen einer gemeinschaftli-
chen Eigenversorgung, also „(…) zumindest 
zwei gemeinsam handelnden Eigenversor-
gern im Bereich erneuerbare Elektrizität (…) 
die sich in demselben Gebäude oder Mehr-
familienhaus befinden“, Art. 2 Nr. 15 EE-RL 
(siehe oben B. I. 1. a)). Das Leitbild ist also 
das einer echten „Eigen“versorgung – An-
wohner oder Nutzer eines Gebäudes schlie-
ßen sich zusammen und organisieren ge-
meinsam ihre Energieversorgung12. Die PV-
Anlage muss dabei zwar nicht zwingend im 
Eigentum der Eigenversorger stehen, diese 
müssen aber gem. Art. 21 Abs. 5 EE-RL zu-
mindest das Weisungsrecht über die An-
lage haben.  

 
11 Darüber hinaus müssen die Strombezugsmengen 
des Letztverbrauchers viertelstündlich gemessen wer-
den und der Strom darf nicht durch ein Netz durchge-
leitet werden, § 42b Abs. 1 EnWG-E.  
12 Eine nah am EU-Leitbild gestaltete Umsetzung findet 
sich in Art. 16a des österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts- und -organisationsgesetzes 2010. 
13 Vgl. https://data.consilium.eu-
ropa.eu/doc/document/ST-14339-2023-INIT/de/pdf. Die 

Die gemeinschaftliche Gebäudeversorgung 
in § 42b EnWG-E umfasst zwar diesen Fall. 
Sie umfasst aber auch deutlich anders gela-
gerte Konstellationen, in denen weniger 
eine gemeinsam organisierte Eigenversor-
gung, sondern – wie beim Mieterstrom 
nach §§ 19 Abs. 1 Nr. 3, 21 Abs. 3 EEG 2023 – 
vielmehr eine „fremdgesteuerte Drittbelie-
ferung“ vorliegt: Etwa die individuell orga-
nisierte und geregelte Belieferung von Mie-
tern eines Gebäudes durch ein Wohnungs-
bauunternehmen auf dessen Initiative hin 
und ohne entsprechende Einfluss- oder gar 
Weisungsmöglichkeiten der Mieter. Für 
diese Fälle sieht das EU-Recht jedoch keine 
Ausnahmemöglichkeit von den Versorger-
pflichten vor. Eine Annäherung an das EU-
Recht könnte allenfalls dahingehend statt-
finden, dass der Anwendungsbereich von 
§ 42b EnWG enger gefasst wird: So müsste 
gewährleistet sein, dass im Gebäudestrom-
nutzungsvertrag wesentliche Entscheidun-
gen über Betrieb und Wartung der Anlage 
bei den versorgten Letztverbrauchern ver-
bleiben (vgl. Art. 21 Abs. 5 EE-RL). Zielfüh-
render dürfte es jedoch sein, die hier ge-
nannten Fälle der „fremdgesteuerten Dritt-
belieferung“ in Umsetzung des neuen 
Art. 15a EBM-RL zu regeln. Dieser sieht der-
zeit für das Energy Sharing durch „Mehrfa-
milienhäuser mit einer installierten Kapazi-
tät bis zu 50 kW“13 Ausnahmen bei den Lie-
ferantenpflichten vor.  

3. Einbindung von Speichern und 
Ladepunkten für Elektromobile  

Es liegt nahe, dass im Rahmen der gemein-
schaftlichen Gebäudeversorgung auch 
Speicher genutzt werden, teilweise wird 
hierzu eine explizite Regelung in § 42b 
EnWG-E gefordert14. Dies dürfte aber ent-
behrlich sein: Grundsätzlich ist die Nutzung 

Formulierung und die Schwellenwerte sind aus der 
Ratsposition zum Trilog entnommen. Kommission und 
Parlament haben teilweise abweichende Formulierun-
gen und Schwellenwerte gewählt.  
14 Teilweise wird eine explizite Regelung zu Speichern 
in § 42b EnWG-E gefordert: bne, Stellungnahme Pho-
tovoltaik-Paket I vom 5. Juli 2023, S. 23 ff., 
https://www.bne-

 

https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/20230705_bne-Stellungnahme_Photovoltaik-Paket-I.pdf
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eines Speichers zulässig. Darüber hinaus 
versteht das EnWG den Speichervorgang 
seit der Neufassung von § 3 Nr. 15d EnWG 
nicht mehr als Verbrauch und Erzeugung 
von Strom, sondern als zeitliche Verschie-
bung der endgültigen Nutzung. Die in 
§ 42b EnWG-E angeordneten Rechtsfolgen 
gelten damit auch ohne explizite Regelung 
der Speicherung für zwischengespeicher-
ten Strom.  

Soweit generell regulatorische Hürden für 
den Einsatz von Speichern bestehen, grei-
fen etwaige gesetzlichen Änderungen – 
vorbehaltlich ausdrücklich entgegenste-
hender Vorgaben – automatisch auch für 
Speicher bei der gemeinschaftlichen Ge-
bäudeversorgung. Dies gilt zum Beispiel für 
die hohen Anforderungen des „Ausschließ-
lichkeitsprinzips“. Nach § 3 Nr. 1 EEG 2023 
sind nur solche Speicher Anlagen i. S. d. Ge-
setzes, die ausschließlich aus erneuerbaren 
Energien stammende Energie einspeichert. 
Damit ist ein Netzbezug und folglich ein 
entsprechender marktlicher und selbst ein 
systemstützender oder -dienlicher Einsatz 
von mit EE-Anlagen gekoppelter Speicher 
nicht möglich, ohne den Anspruch auf EEG-
Vergütung nach Einspeisung des einge-
speicherten Stroms in ein Netz zu gefähr-
den. Diese Hürde könnte abgebaut werden, 
indem – analog dem Gedanken in 
§ 11 Abs.  1 EEG 202315 – eine Regelung ge-
schaffen wird, nach der ein bestimmter Teil 
aus einem Batteriespeicher, der hinter ei-
nem Netzanschluss mit einer PV-Anlage 
verbunden ist, ins Netz eingespeister Strom 
als Strom aus erneuerbaren Energien gilt. 
Um eine unbürokratische und einfache Re-
gelung zu ermöglichen, sollte könnte ein 
typischer Prozentwert festgeschrieben wer-
den. 

Auch die Integration von Ladesäulen in die 
gemeinschaftliche Gebäudeversorgung 

 

online.de/fileadmin/user_upload/20230705_bne-Stel-
lungnahme_Photovoltaik-Paket-I.pdf;  BSW, Stellung-
nahme des BSW – Bundesverbandes Solarwirtschaft 
zum Gesetzentwurf zur Umsetzung des Solarpakets I, 
Stand 1. November 2023, S. 28f, https://www.solarwirt-
schaft.de/wp-content/uploads/2023/07/230706_BSW-
Stellungnahme_PV-Paket-I.pdf. 
15 In § 11 Abs. 2 EEG 2023 wird fingiert, dass die EE-
Strommengen mittels kaufmännisch-bilanzieller Wei-
tergabe in das Netz für die allgemeine Versorgung 

dürfte in der Praxis erwünscht sein 16. An-
ders als bei der Speicherung gilt der Ver-
brauch durch Ladesäulen jedoch als Letzt-
verbrauch i. S. d. EnWG (§ 3 Nr. 25 Hs. 2 
EnWG), so dass beim Laden eines Elektro-
fahrzeug durch Mieter oder Wohnungsei-
gentümer der Ladepunkt Letztverbraucher 
wäre. Die Nutzung durch Ladepunkte ist je-
doch in §42b Abs. 1 EnWG-E nicht vorgese-
hen. Zwar ließe sich argumentieren, dass 
rein begrifflich eine „Nutzung“ des Stroms 
durch die Mieter oder Wohnungseigentü-
mer stattfindet (so der Wortlaut von § 42b 
Abs. 1 EnWG). Eine Klarstellung, dass auch 
Ladesäulen eingeschlossen sind, könnte 
dennoch erwogen werden. 

eingespeist werden, ohne dass dabei das Ausschließ-
lichkeitsprinzip eine Rolle spielt. 
16 bne, Stellungnahme Photovoltaik-Paket I vom 5. Juli 
2023, S. 23 f., https://www.bne-online.de/fileadmin/u-
ser_upload/20230705_bne-Stellungnahme_Photovol-
taik-Paket-I.pdf. 

https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/20230705_bne-Stellungnahme_Photovoltaik-Paket-I.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/20230705_bne-Stellungnahme_Photovoltaik-Paket-I.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/20230705_bne-Stellungnahme_Photovoltaik-Paket-I.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/20230705_bne-Stellungnahme_Photovoltaik-Paket-I.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/20230705_bne-Stellungnahme_Photovoltaik-Paket-I.pdf
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I. Netzanschlussregelungen werden 
vereinfacht, letzte Konsequenz fehlt 
im Detail  

Die geltenden Vorgaben für den Netzan-
schluss sind in § 8 EEG 2023 geregelt, der 
mit dem Regierungsentwurf einigen Ände-
rungen unterworfen wird. Diese Änderun-
gen verfolgen den Zweck, die Netzan-
schlüsse allgemein und insbesondere für 
PV-Anlagen zu beschleunigen17.  

Dies wird zum einen dadurch erreicht, dass 
der vereinfachte Netzanschluss von Anla-
gen mit bislang höchstens 10,8 kW instal-
lierter Leistung auf Anlagen bis zu 30 kW 
installierter Leistung erhöht werden soll 
(§ 8 Abs. 5 S. 3 EEG 2023-E). Zum anderen 
wird Steckersolargeräten, für die im Wege 
der Vergütungsform der unentgeltlichen 
Abnahme (vgl. hierzu C. III. keine Einspeise-
vergütung begehrt wird, der sofortige Netz-
anschluss ermöglicht (§ 8 Abs. 5a EEG 2023-
E). Die Regelung betrifft eines oder meh-
rere Steckersolargeräte mit einer installier-
ten Leistung von insgesamt bis zu 2 kW 
und einer Wechselrichterleistung von ins-
gesamt bis zu 800 Voltampere. Damit wer-
den hier dieselben Schwellenwerte ge-
wählt, wie im Rahmen der Anlagenzusam-
menfassung (hierzu unter C. IV. Steckerso-
largeräte (sog. „Balkon-PV“) werden damit 
regelungstechnisch gleichlaufend und kon-
sequent an verschiedenen Stellen von ver-
schiedenen Anforderungen des EEG 2023 
ausgenommen. Zur Bestimmung des 
Schwellenwerts wird auf den EU-Netzkodex 
für Netzanschlussbedingungen für Strom-
erzeuger18 Bezug genommen. Nach dessen 
Art. 5 Abs. 2 lit. a) werden Stromerzeu-
gungsanlagen mit einem Netzanschluss-
punkt unter 110 kV und einer 

 
17 BT-Drs. 20/8657, S. 46 f. 
18 Verordnung (EU) 2016/631 der Kommission vom 14. 
April 2016 zur Festlegung eines Netzkodex mit Netzan-
schlussbestimmungen für Stromerzeuger, Abl. EU Nr. L 
112 v. 27.04.2016, S. 1. 

Maximalkapazität von mindestens 0,8 kW 
als nicht signifikant eingeordnet 19. 

Mit der Einfügung des Worts „weiteren“ in 
§ 8 Abs. 5 S. 2 Nr. 2 EEG 2023-E soll laut Ge-
setzesbegründung klarstellend für alle An-
lagen erreicht werden, dass die gesammel-
ten Informationen, die der Netzbetreiber 
zur Erfüllung seiner Netzanschlusspflichten 
benötigt, gebündelt nachgefordert wer-
den20. Es ist allerdings zweifelhalt, ob die 
Einfügung des Worts „weiteren“ diesen Re-
gelungszweck erfüllt. Demnach wäre nach 
§ 8 Abs. 5 S. 2 Nr. 2 EEG 2023-E durch den 
Netzbetreiber im Zeitplan zur Bearbeitung 
des Netzanschlussbegehrens anzugeben, 
welche „weiteren“ Informationen die An-
schlussbegehrenden aus ihrem Verantwor-
tungsbereich den Netzbetreibern übermit-
teln müssen. Dass diese Nachforderung ge-
bündelt oder abschließend gemeint sein 
soll, geht aus der gewählten Formulierung 
nicht zweifelsfrei hervor. Um den angege-
benen Gesetzeszweck der gebündelten 
Nachforderung zu erfüllen, wäre zu erwä-
gen, in § 8 Abs. 5 S. 2 Nr. 2 EEG 2023 aufzu-
nehmen, welche „abschließenden“ Informa-
tionen die Anschlussbegehrenden zu über-
mitteln haben. 

Der Regierungsentwurf bezweckt zudem, 
dass nun ausdrücklich geregelt werden soll, 
dass Netzbetreiber innerhalb von acht Wo-
chen auch das „Ergebnis ihrer Netzverträg-
lichkeitsprüfung“ übermitteln müssen (§ 8 
Abs. 6 S. 1 EEG 2023-E)21. Bei dieser netz-
technischen Prüfung wird geprüft, ob Ka-
pazitätsengpässe vorliegen und welcher 
Verknüpfungspunkt sich für den Anschluss 
und die Aufnahme des erzeugten Stroms 
eignet, wesentliches Ergebnis ist somit aus-
weislich der Entwurfsbegründung der vom 
Netzbetreiber ermittelte Netzverknüp-
fungspunkt22. Besonders in den Fällen der 
Ablehnung der Zuweisung eines Netzver-
knüpfungspunkts, der Zuweisung eines 

19 Vgl. auch BT-Drs. 20/8657, wo allerdings auf Art. 5 
Abs. 3 des Netzkodex abgestellt wird. 
20 BT-Drs. 20/8657, S. 79. 
21 BT-Drs. 20/8657, S. 80. 
22 BT-Drs. 20/8657, S. 80. 

C. Vereinfachungen zur Beschleunigung des 
Ausbaus 



 

 

8 Rechtliche Stellungnahme zur Anhörung am 15.11.2023  

anderen als des gewünschten Netzver-
knüpfungspunktes oder einer langen Frist 
für den Netzanschluss ist aber nicht nur das 
reine Ergebnis der Prüfung von Relevanz 
für die Netzanschlussbegehrenden. Son-
dern es dürften vor allem auch die der Prü-
fung zugrunde liegenden Annahmen und 
Berechnungen von besonderem Interesse 
sein. Denn nur bei deren Kenntnis kann 
eine Überprüfung der Plausibilität des Er-
gebnisses und gegebenenfalls eine Anpas-
sung des Anlagenkonzeptes erfolgen, um 
trotzdem an dieser Stelle eine Anlage reali-
sieren zu können. Hierauf erstreckt sich die 
Pflicht aber ausweislich des Wortlauts der 
Regelung ausdrücklich nicht. Angesichts 
des übergeordneten Regelungsziels, die 
Netzanschlussregelungen im EEG 2023 zu 
verbessern, erscheint die Beschränkung auf 
die Mitteilung des reinen Ergebnisses der 
Netzverträglichkeitsprüfung somit nicht 
ausreichend und konsequent genug. 

II. Rechte zum Überfahren fremder 
Grundstücke, § 11b EEG 2023: 
Vereinfachung in der Sache – 
unsachgemäße 
Komplexitätssteigerung durch die 
Ausgestaltung 

Mit den vorgeschlagenen Regelungen in 
§§ 11a und 11b EEG-E sind zwei Erleichterun-
gen vorgesehen, die, dem Grunde nach, 
den Ausbau erneuerbarer Energien deut-
lich beschleunigen können. Die Ausgestal-
tung des § 11b EEG 2023 ist allerdings aus 
einer rechtssystematischen Perspektive 
höchst problematisch und stellt keine Ver-
einfachung, sondern eine fragwürdige 
Komplexitätssteigerung im Energierecht 
dar. Es wird dringend empfohlen, die Rege-
lung zu ändern. 

Hintergrund ist das soeben vom Bundestag 
verabschiedete Gesetz zur Anpassung des 
Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtli-
che Vorgaben und zur Änderung weiterer 
energierechtlicher Vorschriften23. Darin ent-
halten ist ein neuer § 48a EnWG. Dieser 
sieht analog zu § 11b EEG 2023 für die iden-
tische Problemstellung eine 

 
23 2./3. Lesung am 10.11.2023, BT-Drs. 20/9187; ursprüng-
lich: BT-Drs. 20/7310, 20/8165. 

Duldungspflicht von Grundstückseigentü-
mern und Nutzungsberechtigten zuguns-
ten von Netzbetreibern und deren Beauf-
tragen bei Überfahrten und Überschwen-
kungen bei Transporten im Zuge des Netz-
ausbaus vor. Obwohl sich die dort geregel-
ten Sachverhalte von denen des § 11b EEG 
2023 nur insoweit unterscheiden, dass es 
sich um andere Bauvorhaben und transpor-
tierte Komponenten handelt, die Heraus-
forderungen im Übrigen aber identisch 
sind, sind sowohl die Tatbestandsvorausset-
zungen als auch die Rechtsfolgen in § 48a 
EnWG anders geregelt als in § 11b EEG 2023. 
Eine detaillierte Gegenüberstellung findet 
sich im Anhang zu dieser Stellungnahme. 

Ein solches unterschiedliches Vorgehen 
kann sogar verfassungsrechtliche Relevanz 
im Hinblick auf eine rechtfertigungsbedürf-
tige Ungleichbehandlung aufweisen. So ist 
nicht direkt einleuchtend, warum in einem 
Fall nach der Überfahrung des fremden 
Grundstückes ein „im Wesentlichen gleich-
artigen Zustand herzustellen“ ist (§ 48a S. 5 
EnWG), während im anderen Fall der „ur-
sprünglichen Zustand (…) wiederherzustel-
len“ ist (§ 11b Abs. 1 S. 5 EEG 2023-E). 

Unabhängig davon sind die geplanten Ab-
weichungen aber insbesondere vor dem 
Anspruch der Rechtsvereinfachung und 
Beschleunigung deutlich zu kritisieren. Das 
vorgeschlagene Vorgehen kann zu einem 
erheblichen Maß an Rechtsunsicherheit 
und damit Verzögerung zur Klärung füh-
ren, weil es Streit darum geben wird, inwie-
weit unterschiedliche Begrifflichkeiten in 
der Sache unterschiedliche Inhalte bedeu-
ten. 

Es wird daher dringend empfohlen – wie 
bereits anlässlich der Sachverständigenan-
hörung am 27. September 202324 zum Ent-
wurf eines Gesetzes zur Anpassung des 
Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtli-
che Vorgaben und zur Änderung weiterer 
energierechtlicher Vorschriften angemerkt 
– ein sachlich unabgestimmtes Nebenei-
nander unbedingt zu vermeiden. Stattdes-
sen sollte im EEG 2023 anstelle des vorge-
schlagenen § 11b entweder eine im Wesent-
lichen dem Wortlaut des § 48a EnWG ent-
sprechende Regelung geschaffen werden 
oder – vorzugswürdigerweise – geregelt 

24 Vgl. Ausschussdrucksache 20(25)481 S. 12 (dort fälsch-
licherweise als § 11a EEG 2023-E bezeichnet). 
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werden, dass § 48a Sätze 1 bis 5 und 9 bis 10 
EnWG25 auch für die Errichtung und zum 
Rückbau von Windenergieanlagen Anwen-
dung findet. Soweit es aus Sicht des Ge-
setzgebers zwingend und gerechtfertigt ist, 
könnten zusätzlich noch gezielte Abwei-
chungen normiert werden. Mit einem sol-
chen Verweis wird vermieden, dass Inhalte 
abweichend ausgestaltet werden. 

III. Schwellenwert für unentgeltliche 
Abnahme hält sich innerhalb EU-
rechtlicher Grenzen 

Betreiber einer Anlage mit einer installier-
ten Leistung von bis zu 100 kW haben nach 
der derzeitigen Rechtslage einen Anspruch 
auf Einspeisevergütung (§ 21 Abs. 1 Nr. 1 EEG 
2023). Ab einer installierten Leistung von 
mehr als 100 kW müssen die Betreiber den 
erzeugten Strom direkt vermarkten, um 
den Anspruch auf Marktprämie geltend zu 
machen (§ 20 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2023). Mit 
dem Solarpaket I soll nun mit der Vergü-
tungsform der unentgeltlichen Abnahme 
ein neues Zwischensegment eingeführt 
werden für Strom aus Anlagen mit einer in-
stallierten Leistung von weniger als 200 
kW, für den kein Zahlungsanspruch gel-
tend gemacht wird (§ 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 
2023-E). Anlagen, die vor dem 1. Januar 
2026 in Betrieb genommen werden, kön-
nen abweichend hiervon der unentgeltli-
chen Abnahme zugeordnet werden, wenn 
ihre installierte Leistung weniger als 400 
Kilowatt beträgt (§ 100 Abs. 18 EEG 2023-E). 

Zunächst erscheint es nicht selbsterklä-
rend, eine neue Vergütungsform einzufüh-
ren, die dazu führt, dass der Zahlungsan-
spruch sich auf null reduziert. Laut Begrün-
dung des Regierungsentwurfs zielt dies al-
lerdings auf die Konstellation von Anlagen 
mit einem hohen Eigenverbrauch, bei de-
nen angenommen wird, dass die bisherige 
Rechtslage dazu führt, dass die Anlagen 
trotz vorhandener Fläche bewusst nicht 
größer als 100 kW dimensioniert werden 
oder Überschussstrom in größeren Anlagen 

 
25 Die Sätze 6 bis 8 betreffen ein im Energiewirtschafts-
gesetz vorgesehenes, im EEG 2023 aber nicht stattfin-
dendes Verwaltungsverfahren und sollten daher keine 
Anwendung finden. 
26 BT-Drs. 20/8657, S. 88. 

abgeregelt wird, um nicht die Direktver-
marktungspflicht auszulösen26. Als weitere 
Zielgruppe der Regelung werden in der Be-
gründung des Entwurfs Anlagenbetreiber 
genannt, die wegen anderweitiger Förder-
programme keine EEG-Vergütung in An-
spruch nehmen können27. Die unentgeltli-
che Abnahme soll in diesen Fällen dafür 
sorgen, dass die Mengen dem System zur 
Verfügung gestellt werden, indem sie den 
EEG-Bilanzkreisen der Netzbetreiber zuge-
ordnet werden, ohne prohibitive Direktver-
marktungskosten oder unzulässige zusätz-
liche Beihilfen für die Anlagenbetreiber zu 
begründen. 

Die Erhöhung des Schwellenwerts, ab dem 
die Pflicht für eine Vermarktung des 
Stroms gilt, hält sich innerhalb der europa-
rechtlich zulässigen Schwellenwerte. Nach 
Art. 12 Abs. 1 VO (EU) 2019/943 über den 
Elektrizitätsbinnenmarkt (EBM-VO)28 muss 
der Dispatch von Stromerzeugungsanlagen 
marktbasiert erfolgen. Ausnahmen gelten 
nur für Gesamteinrichtungen zur Stromer-
zeugung sind, in denen erneuerbare Ener-
giequellen genutzt werden und die eine in-
stallierte Stromerzeugungskapazität von 
weniger als 400 kW haben (Art. 12 Abs. 2 
lit. a) EBM-VO). Bis zu dieser Schwelle kann 
der Kraftwerkseinsatz auf der Grundlage 
anderer Kriterien als der wirtschaftlichen 
Reihung der Gebote erfolgen (vgl. Begriffs-
bestimmung des „vorrangigen Dispatch“ 
nach Art. 2 Nr. 20 EBM-VO), also auch auf 
Basis einer garantierten Einspeisevergü-
tung. Diese Schwelle sinkt ab dem 1. Januar 
2026 auf eine installierte Leistung von we-
niger als 200 kW (Art. 12 Abs. 5 EBM-VO). 
Die Schwelle für die neue Vergütungsform 
der unentgeltlichen und nicht marktbasier-
ten Abnahme für Anlagen unter 400 kW 
(bis 31.12.2025) bzw. unter 200 kW (ab 
01.01.2026) hält sich somit innerhalb dieser 
EU-rechtlichen Schwellenwerte. 

Unionsrechtlich böte sich aufgrund dieser 
Vorgaben der Elektrizitätsbinnenmarktver-
ordnung und der Vorgaben der Klima-, Um-
welt- und Energie-Beihilfen grundsätzlich 
auch die weitergehende Möglichkeit, einen 
Zahlungsanspruch für die Anlagen bis 

27 BT-Drs. 20/8657, S. 88. 
28 Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektri-
zitätsbinnenmarkt (Neufassung), ABl. EU Nr. L 158 v. 
14.06.2019, S. 54. 
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aktuell 400 kW und ab 1. Januar 2026 bis 
200 kW vorzusehen. 

IV. Lockerung der 
Anlagenzusammenfassung für 
Solardachanlagen und 
Steckersolargeräte 

Mehrere Solaranlagen werden nach gelten-
der Rechtslage unabhängig von den Eigen-
tumsverhältnissen und unter bestimmten 
Bedingungen rechtlich zusammengefasst 
betrachtet, einerseits zur Ermittlung von 
Schwellenwerten zur Einhaltung techni-
scher Vorgaben (§ 9 Abs. 3 EEG 2023) und 
andererseits zur Bestimmung des Zah-
lungsanspruchs (§ 24 EEG 2023). Diese bei-
den Regelungen sollen nach dem Entwurf 
für Solardachanlagen und Steckersolarge-
räte deutlich gelockert werden. Der Rege-
lungsgedanke und -ansatz ist dabei jeweils 
identisch.  

1. Anlagenzusammenfassung zur 
Einhaltung technischer Vorgaben 

Der Entwurf zum Solarpaket I enthält eine 
neue Ausnahme zur Zusammenfassung 
von Solardachanlagen im Rahmen der Zu-
sammenfassung nach § 9 Abs. 3 EEG 2023. 
Bislang gelten danach mehrere Solaranla-
gen mit Blick auf die installierte Leistung 
unabhängig von den Eigentumsverhältnis-
sen als eine Anlage und müssen die dem-
entsprechend die hierfür geltenden techni-
schen Vorgaben einhalten, wenn 

• sie sich auf demselben Grundstück oder 
Gebäude befinden und 

• sie innerhalb von zwölf aufeinanderfol-
genden Kalendermonaten in Betrieb ge-
nommen worden sind. 

Von dieser Zusammenfassung sollen nach 
dem Entwurf mehrere Solaranlagen, die 
ausschließlich auf, an oder in einem Ge-
bäude oder einer Lärmschutzwand ange-
bracht sind und die nicht hinter demselben 
Netzverknüpfungspunkt betrieben werden 
ausgenommen sein (§ 9 Abs. 3 S. 2 EEG 
2023-E).  

Solardachanlagen mit unterschiedlichen 
Netzverknüpfungspunkten würden somit 

künftig unter keinen Umständen mehr mit 
anderen in räumlicher und zeitlicher Nähe 
errichteten Solardachanlagen zusammen-
gefasst. Der Ausbau könnte somit schneller 
und rechtssicherer erfolgen. Denn weder 
stellt sich so zukünftig das Windhundprin-
zip, das im Einzelfall sogar dazu führen 
konnte, dass von einer Anlagenerrichtung 
abgesehen wurde, noch müsste bei dro-
hender Erreichung der Schwellenwerte und 
Vorliegen unterschiedlicher Netzverknüp-
fungspunkte das Verstreichen der Zwölf-
monatsfrist abgewartet werden, um eine 
weitere Solardachanlage auf demselben 
Grundstück oder Gebäude zu bauen und 
das Greifen der technischen Anforderun-
gen für den nächsthöheren Schwellenwert 
und die damit zusammenhängenden Kos-
ten zu verhindern. Damit stehen letztlich 
zusätzliche Dachflächen für die Errichtung 
von PV-Anlagen zur Verfügung. 

Bei der Anlagenzusammenfassung über-
haupt nicht mitgezählt werden sollen künf-
tig nach § 9 Abs. 3 S. 3 EEG 2023-E Stecker-
solargeräte  

• mit einer installierten Leistung von insge-
samt bis zu 2 KW,  

• einer Wechselrichterleistung von insge-
samt bis zu 800 Voltampere,  

• die hinter der Entnahmestelle des Letzt-
verbrauchers betrieben werden. 

Dies würde es Bewohnern von Wohnungen 
oder Häusern bis zu diesen Schwellenwer-
ten ermöglichen, eines oder mehrere Ste-
ckersolargeräte, etwa auf dem Balkon, zu 
installieren, ohne Gefahr zu laufen, damit 
die Einhaltung höherer technischer Vorga-
ben und damit zusammenhängender Kos-
ten auszulösen. 

2. Anlagenzusammenfassung zur 
Bestimmung des Zahlungsanspruchs 

Der Erhalt von Einspeisevergütung oder 
Marktprämie (mit oder ohne Zuschlag im 
Rahmen einer Ausschreibung) ist von be-
stimmten Schwellenwerten hinsichtlich der 
installierten Leistung der Anlagen abhän-
gig. Zur Ermittlung der installierten Leis-
tung werden nach derzeitiger Rechtslage 
gemäß § 24 Abs. 1 S. 1 EEG 2023 mehrere 
Anlagen unabhängig von den Eigentums-
verhältnissen als eine Anlage angesehen, 
wenn  
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• sie sich auf demselben Grundstück, dem-
selben Gebäude, demselben Betriebsge-
lände oder sonst in unmittelbarer räumli-
cher Nähe befinden, 

• sie Strom aus gleichartigen erneuerbaren 
Energien erzeugen, 

• für den in ihnen erzeugten Strom der An-
spruch nach § 19 Absatz 1 in Abhängigkeit 
von der Bemessungsleistung oder der in-
stallierten Leistung besteht und 

• sie innerhalb von zwölf aufeinanderfol-
genden Kalendermonaten in Betrieb ge-
nommen worden sind. 

Für Solanlagen, die ausschließlich auf, an 
oder in einem Gebäude oder einer Lärm-
schutzwand angebracht sind, soll hiervon 
nun eine Ausnahme geschaffen werden, 
wenn diese nicht hinter demselben Netz-
verknüpfungspunkt betrieben werden (§ 24 
Abs. 1 S. 4 EEG 2023-E). Diese werden somit 
zur Ermittlung des Zahlungsanspruchs 
nicht gemeinsam, sondern einzeln betrach-
tet. 

Der aktuell geltende § 24 Abs. 1 S. 4 EEG 
2023 enthält bereits eine ähnliche Rege-
lung, wonach keine Zusammenfassung bei 
Solaranlagen erfolgt, die nicht an demsel-
ben Anschlusspunkt betrieben werden. 
Diese Ausnahme bezieht sich aber aktuell 
nur auf den Anspruch auf Mieterstromzu-
schlag nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2023 und 
würde somit durch die Neuregelung ausge-
weitet. 

Der Ausbau von Solardachanlagen in räum-
licher und zeitlicher Nähe könnte dadurch, 
ebenso wie durch die Lockerung im Rah-
men von § 9 Abs. 3 EEG 2023-E, beschleu-
nigt werden. Denn die zeitlich und räum-
lich parallele Inbetriebnahme wird dadurch 
bei Vorliegen unterschiedlicher Netzver-
knüpfungspunkte ermöglicht, ohne Gefahr 
zu laufen, einen geringeren Zahlungsan-
spruch in der Einspeisevergütung zu erhal-
ten, die Direktvermarktungspflicht in der 
Marktprämie oder eine Teilnahmepflicht an 
Ausschreibungen auszulösen. 

Auch die Gefahr eines missbräuchlichen 
Anlagensplittings zum Erhalt höherer Ver-
gütungssätze oder Umgehung der Direkt-
vermarktungs- oder Ausschreibungspflicht 

 
29 Vgl. zu den damaligen Erwägungen BT-Drs. 16/8148, 
S. 50. 

dürfte sich im Segment der Solardachanla-
gen durch das Erfordernis unterschiedli-
cher Netzverknüpfungspunkte und der 
deutlich geringeren Unterschiede in den 
Vergütungssätzen als bei Einführung der 
Regelung in Grenzen halten29. Auch die 
Schwelle zur Direktvermarktungspflicht soll 
nach dem Entwurf flexibilisiert werden, 
weshalb auch diesbezüglich kein Anreiz für 
ein missbräuchliches Anlagensplitting zur 
Vermeidung der Direktvermarktungspflicht 
vorliegend dürfte (vgl. hierzu unter C. II.  

Wie bei der vorgeschlagenen Neuregelung 
nach § 9 Abs. 3 EEG 2023-E bleiben wiede-
rum Steckersolargeräte bei der Zusammen-
fassung nach § 24 Abs. 1 S. 5 EEG 2023-E 
gänzlich unberücksichtigt,  

• deren installierte Leistung insgesamt bis 
zu 2 Kilowatt beträgt, 

• deren Wechselrichterleistung insgesamt 
bis zu 800 Voltampere beträgt,  

• die hinter der Entnahmestelle eines 
Letztverbrauchers betrieben werden. 

Dadurch wird im Hinblick auf die Ermitt-
lung des Zahlungsanspruchs für Steckerso-
largeräte bis zu diesen Schwellenwerten 
ausgeschlossen, dass diese mit anderen 
Steckersolargeräten oder Dachanlagen in 
benachbarten Wohnungen oder auf be-
nachbarten Gebäuden zusammengerech-
net werden und dies in geringeren Vergü-
tungssätzen oder einer Direktvermark-
tungspflicht zum Erhalt der Marktprämie 
resultiert.  
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I. Freiflächenausbau umfassender 
stärken, Grenzen förderrechtlicher 
Steuerung beachten 

Die vorgeschlagene Ausweitung der Förde-
rung nach dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz gerade für Freiflächenanlagen auf 
landwirtschaftlichen Flächen in benachtei-
ligten Gebieten (§ 3 Nr. 27 EEG 2023) und 
auch die Stärkung von Konzepten zur 
Mehrfachnutzung von Flächen würde den 
Zubau weiter stärken und ist mit Blick auf 
die hohen Zubauziele für Freiflächenanla-
gen auch bei weiter zunehmender Wirt-
schaftlichkeit von Freiflächenanlagen rich-
tig. Sollen extensivierte Agri-PV-Anlagen 
und Biodiversitäts-PV-Anlagen einen nen-
nenswerten Beitrag zum Zubau leisten und 
tatsächlich für mehr Naturschutz sorgen, 
müssen sie für Flächeneigentümer und Be-
treiber attraktiv ausgestaltet werden (1.). 
Über die finanzielle Förderung hinaus müs-
sen auch die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für Freiflächenanlagen verbes-
sert, weitere Hemmnisse für die Flächen-
verfügbarkeit abgebaut und der notwen-
dige Netzausbau in Angriff genommen 
werden (2.).   

1. Ausweitung der Förderung in 
benachteiligten Gebieten und Stärkung 
von Mehrfachnutzungen richtig 

Mit den vorgeschlagenen Regelungen zur 
Ausweitung der Förderung von Freiflächen-
anlagen würde der Weg fortgesetzt, der be-
reits mit dem Erlass des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz 2023 eingeschlagen wurde30. 
Bereits hier fand eine maßvolle Erweite-
rung der förderfähigen Flächenkulisse bei 
gleichzeitiger Herausnahme 

 
30 Vgl. BT-Drs. 20/1630, S. 188 f. 
31 BT-Drs. 20/1630, S. 188 f. 
32 BT-Drs. 20/1630, S. 188. 
33 BT-Drs. 20/8657, S. 78. 

landwirtschaftlich genutzter entwässerter 
Moorböden für Freiflächenanlagen statt, in-
dem die besonderen Solaranlagen, das 
heißt Agri-PV-Anlagen (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 a)-c) 
EEG 2023), Parkplatz-PV-Anlagen (§ 37 
Abs. 1 Nr. 3 d) EEG 2023) und Moor-PV-Anla-
gen (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 e) EEG 2023), in das 
erste Segment für Solaranlagen des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes 2023 überführt 
bzw. im Falle der Moor-PV neu eingeführt 
wurden31. Auch eine Förderung sog. Floa-
ting-PV-Anlagen wurde bereits damals neu 
eröffnet (§ 37 Abs. 1 Nr. 2 j) EEG 2023) und 
die Förderfähigkeit von Anlagen auf Rand-
streifen von bislang 200 Metern auf bis zu 
500 Metern Breite entlang von Autobahnen 
und Schienenwegen erweitert32. 

Die nun vorgeschlagenen Regelungen im 
Solarpaket I weiten die Flächenkulisse vor 
dem Hintergrund der durch das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz 2023 angehobenen 
Ausbauziele weiter aus. Dies ist richtig, weil 
der Zubau weiter beschleunigt werden und 
in den nächsten Jahren konstant auf einem 
hohen Niveau selbst dann verbleiben muss, 
wenn die nun vorgeschlagene hälftige Auf-
teilung des Zubaus zwischen Dach- und 
Freiflächen nach § 4 S. 2 EEG-E33 gelingt. Da 
die aktuell noch geltende Regelung des 
§ 100 Abs. 13 EEG 2023, wonach die Ober-
grenze für Gebote in den Ausschreibungen 
von 100 Megawatt nicht verlängert werden 
soll und damit ab Anfang 2024 wieder bei 
20 MW liegt, werden damit auch überwie-
gend Anlagen adressiert, die weiterhin auf 
eine Förderung angewiesen sind oder je-
denfalls davon profitieren. 

Zugleich wird mit der vorgeschlagenen 
Ausweitung ein Ausgleich mit anderen 
Raumbelangen, namentlich der Landwirt-
schaft und dem Naturschutz gesucht34, in-
dem insbesondere verschiedene Mehrfach-
nutzungen von Flächen angereizt und ge-
stärkt werden. Für die Nutzung 

34 Vgl. das gemeinsame Pressepapier von BMWK, 
BMUV, BMEL „Flächen für die Photovoltaik – Synergien 
für Landwirtschaft, Energiewirtschaft und Naturschutz“ 
vom 16.08.2023. 

D. Ausweitung der Förderung von 
Solaranlagen 
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landwirtschaftlicher Flächen werden zu-
dem zeitlich gestaffelte förderrechtliche 
Obergrenzen von 80 GW bis Ende 2030 
bzw. 177,5 GW35 ab Anfang 2031 eingezogen 
(§ 37 Abs. 4, § 48 Abs. 5 EEG-E)36. Auf diese 
Weise können Nutzungskonkurrenzen re-
duziert werden, was diesen Belangen, aber 
auch der Akzeptanz des Freiflächenaus-
baus zugutekommen dürfte37. Vorausset-
zung ist jedoch, dass die Mehrfachnut-
zungskonzepte auch tatsächlich in größe-
rer Zahl umgesetzt werden.  

a) Ausweitung der Förderung auf landwirt-
schaftlichen Flächen in benachteiligten 
Gebieten 

Die wichtigste Neuerung für sämtliche Typen 
ausschreibungspflichtiger Freiflächenanla-
gen, also auch klassische Freiflächenanlagen 
ohne Mehrfachnutzungen, stellt die Auswei-
tung der Förderung von Anlagen auf Acker-
land (§ 37 Abs. 1 Nr. 2 h) EEG-E) und Grünland 
(§ 37 Abs. 1 Nr. 2 i) EEG-E) in sog. benachteilig-
ten Gebieten dar. Die Änderung liegt hier da-
rin, dass die bisherige Opt-in-Regelung nach 
§ 37c Abs. 1 EEG 2023 auf eine Opt-out-Rege-
lung umgestellt werden soll. Während da-
nach die Förderfähigkeit auf solchen Flächen 
bislang voraussetzte, dass die Landesregie-
rungen mittels Landesverordnung eine För-
derung eröffneten (Opt-in)38, sollen Anlagen 
auf Ackerland und Grünland in benachteilig-
ten Gebieten nunmehr grundsätzlich förder-
fähig sein und diese Förderfähigkeit nur dann 
verlieren, wenn eine Landesregierung dies 
mittels Landesverordnung nach § 37c Abs. 2 
EEG-E ausschließt (Opt-out)39. Zwar kann 
schon durch diese Umkehr von Regelfall und 
Ausnahme von einer Ausweitung der Flä-
chenkulisse ausgegangen werden. Rechtlich 
abgesichert wird dies aber zudem dadurch, 
dass gem. § 37c Abs. 2 EEG-E die Länder mit-
tels Verordnung nur insoweit die Berücksich-
tigung von Geboten in den Ausschreibungen 
ausnehmen können, sofern festzulegende 

 
35 Erfasst werden hiernach Freiflächenanlagen, die 
nach dem Ablauf des 31. Dezember 2022 in Betrieb ge-
nommen wurden und im Marktstammdatenregister 
als in Betrieb genommen registriert wurden. 
36 BT-Drs. 20/8657, S. 92, 96. 
37 Siehe dena (Hrsg.), Barthel/Fischer/Härtel/Müller/Voll-
precht, Impulspapier, Welche Mehrwerte kann die 
Agri-PV für die energie- und Agrarwende bieten?, Ok-
tober 2023, S. 11 f.; Günnewig/Johannwer-
ner/Kelm/Metzger/Wegner/Moog/Kamm, 

Auslöseschwellen überschritten sind (§ 37c 
Abs. 2 Nr. 1 EEG-E) oder soweit Flächen in 
Landschaftsschutzgebieten (§ 26 Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG)40) oder Natur-
parks (§ 27 BNatSchG) liegen (§ 37c Abs. 2 Nr. 
2 EEG-E). Über die Auslöseschwellen des § 37c 
Abs. 2 Nr. 1 EEG-E wird ein Sockel an förderfä-
higen landwirtschaftlichen Flächen in be-
nachteiligten Gebieten begründet, der von 
den Ländern nicht unterschritten werden 
kann. Bis Ende 2030 kann ein Ausschluss erst 
erfolgen, wenn Freiflächenanlagen auf mehr 
als 1 Prozent der landwirtschaftlich genutzten 
Flächen des jeweiligen Landes betrieben wer-
den, ab Anfang 2031, wenn dies auf mehr als 
1,5 Prozent der landwirtschaftlich genutzten 
Flächen geschieht. 

Dass gleichzeitig auch die Förderfähigkeit 
kleinerer, nicht ausschreibungspflichtiger 
Anlagen auf Ackerland bzw. Grünland in 
benachteiligten Gebieten begründet wird, 
beseitigt primär eine kritikwürdige Un-
gleichbehandlung solcher mit den aus-
schreibungspflichtigen Anlagen und ist 
schon unter Gleichbehandlungsgesichts-
punkten zu begrüßen. Zudem werden so 
gerade kleinere Marktakteure und damit 
die Akteursvielfalt gestärkt. Auch die Förde-
rung dieser Anlagen stehen konsequenter-
weise unter dem Vorbehalt, dass sie nicht 
im Wege des Opt-out von einer Förderung 
ausgenommen werden (§ 48 Abs. 1 S. 1 
Nr. 3 c) dd) EEG-E). 

b) Stärkung von Mehrfachnutzungen 

Mehrfachnutzungen von Flächen für Solar-
stromerzeugung und anderweitige Raum-
nutzungen, insbesondere Landwirtschaft 
und Naturschutz werden auf verschiedene 
Art durch die Regelungsvorschläge adres-
siert.  

Da Agri-PV-Anlagen bereits seit Inkrafttre-
ten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
2023 auf landwirtschaftlichen Flächen 

Umweltverträgliche Standortsteuerung von Solar-Frei-
flächenanlagen, UBA Texte 141/2022, S. 72 ff. 
38 Vgl. die Übersicht mit Stand Ende 2021 bei Gün-
newig/Johannwerner/Kelm/Metzger/Weg-
ner/Moog/Kamm, Umweltverträgliche Standortsteue-
rung von Solar-Freiflächenanlagen, UBA Texte 141/2022, 
S. 43 f. Tabelle 1. 
39 BT-Drs. 20/8657, S. 92 f. 
40 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist. 
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innerhalb und außerhalb benachteiligter 
Flächen förderfähig waren, war eine wei-
tere Ausweitung der Förderkulisse hier 
nicht möglich. Sie fallen auch nicht unter 
die Opt-out-Regelung des § 37c Abs. 1, 2 
EEG-E, werden insoweit also auch nicht in 
ihrer Förderfähigkeit beschränkt. Erfasst 
werden sie allerdings von der Obergrenze 
für Solarnutzungen auf landwirtschaftli-
chen Flächen nach §§ 37 Abs. 4, 48 Abs. 5 
EEG-E. Da Agri-PV-Anlagen die landwirt-
schaftliche Nutzung definitionsgemäß41 
kaum beeinträchtigen würde, scheint dies 
nicht zwingend, angesichts der Höhe der 
gesetzten Grenzen aber auch kein wesentli-
ches Hindernis für das Erreichen der Aus-
bauziele, zumal ein gesetzgeberisches 
Nachsteuern natürlich möglich bleibt.  

Als Unterfall von Agri-PV-Anlagen wird zu-
dem der Typus der extensiveren Agri-PV-
Anlagen („extensivere Solaranlagen mit 
landwirtschaftlicher Nutzung“) neu einge-
führt, der in § 38b Abs. 1a EEG-E definiert, 
aber auch einer weitergehenden Ausgestal-
tung im Verordnungswege nach § 94a EEG-
E zugänglich gemacht werden soll42. Für 
solche Anlagen wird der anzulegende Wert 
um 0,3 Cent/Kilowattstunde erhöht, 
wodurch ihrer Kostenstruktur Rechnung 
getragen werden und damit ein Anreiz ge-
schaffen werden soll, solche Anlagen zu re-
alisieren, die die Solarnutzungen mit exten-
siveren Formen der Landwirtschaft verbin-
den. Voraussetzung ist, dass die Anlagen 
die landwirtschaftlich nutzbare Fläche um 
höchstens 15 Prozent verringern. Zudem 
müssen die Anlagen entweder senkrecht 
ausgeführt auf eine lichte Höhe von min-
destens 0,8 Metern kommen oder sonst 
insgesamt mit einer lichten Höhe von min-
destens 2,1 Metern aufgeständert sein und 
es müssen bestimmte Anforderungen an 
die landwirtschaftlichen Nutzungen nach-
weislich erfüllt werden. Insbesondere sind 
die Stickstoffdüngung zu verringern, auf 
Herbizide zu verzichten sowie Blühstreifen 
im Umfang von 5 Prozent der Gesamtflä-
chen bei Anlagen auf Ackerflächen und 

 
41 Siehe hierzu BNetzA, Festlegung Az. 8175-07-00-21/1, 
01.10.2021, S. 2 ff. sowie BNetzA, Festlegung Az. 
4.08.01.01/1#4, 01.07.2023, S. 2. 
42 BT-Drs. 20/8657, S. 94, 99. 
43 BT-Drs. 20/8657, S. 91. 
44 BT-Drs. 20/8657, S. 91. 

solchen mit Dauerkulturen oder mehrjähri-
gen Kulturen anzulegen. 

Darüber hinaus wird der Kreis besonderer 
Solaranlagen erweitert. Die bislang zu den 
regulären Anlagen des ersten Segments 
gezählten Floating-PV-Anlagen werden in 
den Kreis der besonderen Solaranlagen auf-
genommen (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 f) EEG-E)43.  

Nicht zu den besonderen, sondern den re-
gulären Solaranlagen des ersten Segments 
würden dagegen die sog. Biodiversitätsso-
laranlagen zählen, die nach §§ 37 Abs. 1 
Nr. 2 j), 48 Abs. 1 Nr. 4 EEG-E gesetzlich an-
gelegt werden sollen44. Ziel dieses Typus ist 
es, Solarnutzungen mit einer ökologischen 
Aufwertung von Flächen zu verbinden. Wie 
dies genau aussehen soll, ist jedoch noch 
weiter ausgestaltungsbedürftig (u. a. hin-
sichtlich geeigneter Flächen, ökologischen 
Anforderungen). Zu diesem Zweck soll in 
§ 94 EEG-E eine Verordnungsermächtigung 
geschaffen werden45.   

Soweit die Mehrfachnutzungskonzepte zu 
den besonderen Solaranlagen zählen, soll 
deren Stellung im Wettbewerb mit ande-
ren Anlagen des ersten Segments zudem 
durch die Einführung eines besonderen Zu-
schlagsverfahrens (§ 37d EEG-E) gestärkt 
werden46, für das ein eigener Höchstwert 
von zunächst 9,5 Cent/Kilowattstunde gilt 
(§ 37b Abs. 2 EEG-E)47. Im Fall von Agri-PV-
Anlagen zählen hierzu allerdings nur hoch 
aufgeständerte Anlagen mit einer Lichten 
Höhe von mindestens 2,1 Metern48. Das Ver-
fahren soll die bislang vorhandenen Boni 
für besondere Solaranlagen ersetzen und 
begründet ein eigenes Untersegment für 
die erfassten Anlagen. Danach ist es vorge-
sehen, dass ein zunehmendes Volumen ge-
förderter Leistung für diese Anlagen reser-
viert und gesondert bezuschlagt wird, wo-
bei Parkplatz-PV-Anlagen innerhalb dieser 
Gruppe bevorzugt und hoch aufgestän-
derte Agri-PV Anlagen, Moor-PV-Anlagen 
und Floating-PV-Anlagen nachrangig bezu-
schlagt werden (§ 37d Abs. 2 EEG-E). Es gilt 
ein erhöhter Gebotshöchstwert nach § 37b 
Abs. 2 EEG 202349. 

45 BT-Drs. 20/8657, S. 98. 
46 BT-Drs. 20/8657, S. 93 f. 
47 BT-Drs. 20/8657, S. 92. 
48 BT-Drs. 20/8657, S. 93. 
49 BT-Drs. 20/8657, S. 
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c) Übergreifende Bewertung 

Die vorgeschlagenen Stärkungen besonde-
rer Solaranlagen scheinen grundsätzlich 
geeignet als Gegengewicht zu der begrü-
ßenswerten Ausweitung der förderfähigen 
Flächenkulisse auf landwirtschaftlichen Flä-
chen in benachteiligten Gebieten zu fun-
gieren und sowohl die Landwirtschaft als 
auch den Naturschutz beim Ausbau von 
Freiflächenanlagen zu stärken. Mit der Aus-
gestaltung eines besonderen Zuschlagsver-
fahrens wird der ernsthafte Versuch unter-
nommen, solchen Anlagen verstärkt zur 
Realisierung zu verhelfen. Da diese Anlagen 
dem Wettbewerb mit regulären Freiflä-
chenanlagen ein Stück weit entzogen wer-
den, bleibt insoweit allerdings die Beihilfe-
prüfung der Europäischen Kommission ab-
zuwarten, worauf § 101 EEG-E bereits hin-
weist50. Wichtig und richtig ist, dass die 
Ausschreibungsvolumina für den Fall, dass 
sich auch mit dieser Unterstützung nicht 
ausreichend besondere Solaranlagen 
durchsetzen können, nicht verloren sind, 
sondern insoweit wiederum der regulären 
Ausschreibung zugeschlagen werden. Ein 
Risiko für den Umfang geförderten Zubaus 
wird insoweit stark reduziert.  

Dass Biodiversitätssolaranlagen ihrerseits 
nicht dem besonderen Zuschlagsverfahren 
unterstellt werden ist angesichts der noch 
zu klärenden Fragen dieses Typus verständ-
lich. Ihre besondere Förderung kann über 
die bis Ende März 2024 zu erlassende Ver-
ordnung gewährleistet werden.  

Gewissen Zweifeln begegnet es jedoch, 
dass von den Agri-PV-Anlagen allein hoch 
aufgeständerte Anlagen dem besonderen 
Zuschlagsverfahren unterfallen und auch 
nur hoch aufgeständerte sowie senkrechte 
Anlagen für den Bonus für extensivere Agri-
PV-Anlagen qualifiziert werden. Angesichts 
der laufenden Diskussionen zu ähnlichen 
Kombinationen aus Freiflächenanlagen 

 
50 BT-Drs. 20/8657, S. 102. 
51 Siehe nur BBH/Agrilex im Auftrag des bne, Gesetzes-
vorschläge für eine an landwirtschaftlicher Nutzung 
orientierten Biodiversitäts-PV als extensive Form der 
Agri-PV, abrufbar unter: https://www.bne-on-
line.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvor-
schl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf; 
Bdew, Positionspapier, Flächenkonkurrenzen reduzie-
ren, Synergien nutzen: 12 Impulse, um die Potenziale 
von Agri-PV und anderen besonderen Solaranlagen zu 
heben, dort Punkt 11, abrufbar unter: 
https://www.bdew.de/me-
dia/documents/Stn_20230525_12-Impulse-zur-

und landwirtschaftlicher Nutzung51, die sich 
überwiegend auf nicht-juristische, fachliche 
Fragen beziehen, scheint es jedenfalls er-
wägenswert zu prüfen, inwieweit auch an-
dere Konzepte von den Regelungen erfasst 
werden könnten, sollten diese in vergleich-
barem Maße Vorteile einer Mehrfachnut-
zung für landwirtschaftliche Nutzungsfor-
men und den Naturschutz mitbringen, zu-
mal wenn Sie ihrerseits Vorteile aufweisen, 
die es wahrscheinlicher erscheinen lassen, 
dass solche Anlagen nicht nur im Einzelfall 
realisiert werden. Sowohl die Landwirt-
schaft als auch der Naturschutz werden nur 
dann profitieren, wenn extensivere Agri-PV-
Anlagen und Biodiversitätssolaranlagen 
auch tatsächlich in größerer Zahl umge-
setzt werden. In Zeiten einer zunehmenden 
Wirtschaftlichkeit von Freiflächenanlagen 
und eines stetig wachsenden Anteils von 
Anlagen, die außerhalb des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes realisiert werden52, wird 
dies jedoch nur dann der Fall sein, wenn 
die Anlagenkonzepte für Flächeneigentü-
mer und Betreiber ausreichend attraktiv 
sind. Das Förderrecht des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes macht hier nur ein An-
gebot, dass von Eigentümern und Betrei-
bern zugunsten klassischer Anlagenkon-
zepte auch abgelehnt werden kann. Inso-
weit ist bei den fachlichen Diskussionen 
um die richtige Ausgestaltung solcher An-
lagenkonzepte unbedingt zu berücksichti-
gen, dass sich diese noch in einem – wenn 
auch beschränkten – Wettbewerb durch-
setzen müssen und ansonsten drohen ohne 
positiven Effekt auf Landwirtschaft und Na-
turschutz zu bleiben. Diese Grenze förder-
rechtlicher Steuerung, die gerade keine 
Umsetzungsverpflichtungen begründet, 
verlangt nach Kompromissen zwischen 
fachlich begründeten Erfordernissen und 
der Notwendigkeit, dass die Anlagen kos-
tengünstig und der Vollzugsaufwand be-
stehender Vorgaben begrenzt bleibt. 

St%C3%A4rkung-Agri-PV.pdf; NABU, Hintergrundpa-
pier, Mehrfachnutzung durch Agri-Photofoltaik. Flä-
chendruck verringern, Naturschutz beachten, abrufbar 
unter: https://www.nabu.de/imperia/md/con-
tent/nabude/energie/solarenergie/230725-nabu-hinter-
grundpapier_agri-photovoltaik.pdf.  
52 Siehe Günnewig/Johannwerner/Kelm/Metzger/Weg-
ner/Moog/Kamm, Umweltverträgliche Standortsteue-
rung von Solar-Freiflächenanlagen, UBA Texte 141/2022, 
S. 51. 

https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
https://www.bne-online.de/fileadmin/user_upload/Gesetzesvorschl%C3%A4ge_Extensive_Agri-PV_EEG_GAPDZV.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/Stn_20230525_12-Impulse-zur-St%C3%A4rkung-Agri-PV.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/Stn_20230525_12-Impulse-zur-St%C3%A4rkung-Agri-PV.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/Stn_20230525_12-Impulse-zur-St%C3%A4rkung-Agri-PV.pdf
https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/energie/solarenergie/230725-nabu-hintergrundpapier_agri-photovoltaik.pdf
https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/energie/solarenergie/230725-nabu-hintergrundpapier_agri-photovoltaik.pdf
https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/energie/solarenergie/230725-nabu-hintergrundpapier_agri-photovoltaik.pdf
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Dass unter den besonderen Solaranlagen 
Parkplatz-PV-Anlagen vorrangig gestärkt 
werden, ist gerade aus Naturschutzsicht zu 
begrüßen, weil insoweit das Ziel einer Len-
kung des Ausbaus auf vorbelastete Flächen 
konsequent verfolgt wird53. Mit Blick auf die 
vorgeschlagene Aufteilung des Zubaus 
nach § 4 S. 2 EEG-E stellt sich allerdings die 
Frage, ob Parkplatz-PV-Anlagen angesichts 
der Vorbelastung dieser Flächen, die zu de-
nen von Lärmschutzwänden durchaus ver-
gleichbar scheint, wertungsmäßig nicht 
dem Zubau von Solaranlagen auf, an oder 
in einem Gebäude oder einer Lärmschutz-
wand gezählt werden sollte. Nach bisheri-
ger Konzeption würden Parkplatz-PV-Anla-
gen dagegen wie reguläre Freiflächenanla-
gen gewertet. Folgen hat dies bei der ge-
genwärtigen Ausgestaltung von § 4 S. 2 
EEG-E allerdings nicht. 

2. Freiflächenanlagen auch jenseits des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes stärken 

Die Verbesserung der förderrechtlichen Be-
dingungen für den Ausbau von Freiflächen-
anlagen können den Ausbau stärken, rei-
chen jedoch alleine nicht aus. Neben den 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
Freiflächenanlagen müssen weitere Rah-
menbedingungen verbessert werden.  

Hierzu gehören zum einen die planungs-
rechtlichen Bedingungen. Zwar ist der Ge-
setzgeber hier bereits zuletzt unter ande-
rem durch die Schaffung beschränkter Au-
ßenbereichsprivilegierungen im Bauge-
setzbuch54 (§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b), 9 BauGB) 
tätig geworden, was die planungsrechtli-
che Basis für Freiflächenanlagen diversifi-
ziert hat. Nach wie vor fehlt es jedoch an ei-
ner systematischen Rückbindung der Flä-
chenausweisung für Freiflächenanlagen an 
die insoweit bestehenden Ausbauziele des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes. Eine sol-
che Rückbindung scheint angesichts des 
aktuellen Zubauniveaus zwar nicht drän-
gend und müsste auch in Zukunft nicht in 
der Weise top-down erfolgen, wie es zuletzt 
bei der Windenergie mit dem Windener-
gieflächenbedarfsgesetz erfolgt ist. Die 

 
53 Vgl. BT-Drs. 20/8657, S. 93. 
54 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist. 

Schaffung zusätzlicher Möglichkeiten zur 
Sicherung und Bereitstellung von Flächen 
ist gleichwohl bereits heute sinnvoll. Inso-
weit ist es zu begrüßen, dass die Bundesre-
gierung bereits angekündigt hat, in diesem 
Bereich im Rahmen der Novelle des Bauge-
setzbuches tätig werden zu wollen.  

Zu den weiteren Rahmenbedingungen ge-
hören weiterhin Regelungen, die gerade 
Landwirte in vielen Fällen daran hindern, 
Flächen für Solarnutzungen selbst zu nut-
zen oder zu verpachten, weil dies dazu 
führt, dass ihnen steuerrechtliche Privile-
gierungen unter anderem im Erbschafts-
steuerrecht verloren gehen oder aus natur-
schutzrechtlichen Gründen eine Rückkehr 
zu einer landwirtschaftlichen Nutzung er-
schwert wird. Neben einzelnen bereits um-
gesetzten Klarstellungen für Agri-PV-Anla-
gen sollte insoweit geprüft werden, ob 
auch darüber hinaus Erleichterungen mög-
lich sind, die öffentliche und private Inte-
ressen zu einem Ausgleich bringen und die 
Nutzung von landwirtschaftlichen Flächen 
stärken.  

Schließlich werden Verbesserungen bei der 
Förderung nicht entscheidend weiterhel-
fen, wenn nicht gleichzeitig die Verfügbar-
keit ausreichender Netzanschlusskapazitä-
ten verbessert werden. Insoweit ist es un-
bestritten, dass erheblicher Handlungsbe-
darf besteht. Konkrete Maßnahmen sind 
hierfür jedoch bislang nur wenige ange-
kündigt55.  

II. Dachpotenziale im Außenbereich 
werden ohne Fehlanreize 
erschlossen 

Durch die Änderung nach § 48 Abs. 3 S. 1 
Nr. 1 EEG-E56 sollen vorhandene Dachpoten-
ziale im baulichen Außenbereich im Sinne 
von § 35 Baugesetzbuch erschlossen wer-
den. Waren nach § 48 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 EEG 
2023 bislang sogenannte Solarstadl im Au-
ßenbereich nur dann förderfähig, wenn für 
dieses vor dem 1. April 2012 bestimmte Ge-
nehmigungs- bzw. Realisierungsschritte 

55 Vgl. BMWK, Photovoltaik-Strategie, 05.05.2023, S. 27 
ff. 
56 BT-Drs. 20/8657, S. 96. 
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unternommen worden waren, soll die För-
derfähigkeit zeitlich dadurch ausgeweitet 
werden, dass die Frist durch § 48 Abs. 3 S. 1 
Nr. 1 EEG-E auf den 1. März 2023 gelegt wird. 
Fehlanreize, die einer Zersiedelung des Au-
ßenbereichs Vorschub leisten, werden hier-
durch jedenfalls nicht in wesentlichem Um-
fang gesetzt. Durch die Wahl eines Datums 
in der Vergangenheit haben potenzielle In-
teressenten aktuell keinerlei Möglichkeit, 
durch künftige Errichtung eines solchen 
Gebäudes unter die Regelung zu fallen. 
Zwar kann nicht vollständig ausgeschlos-
sen werden, dass einzelne Interessenten 
darauf spekulieren, dass in Zukunft eine er-
neute Verschiebung der zeitlichen Grenze 
erfolgt. Angesichts dessen, dass die letzte 
Regelung vor über zehn Jahren erfolgt ist 
und vollständige Unklarheit darüber be-
steht, ob, und wenn ja, wann dies erneut er-
folgen könnte, dürfte es sich hierbei jedoch 
allenfalls um seltene Fälle eines Tuns ins 
Blaue hinein handeln. Dies spricht aber 
nicht gegen die vorgeschlagene Regelung, 
die vielmehr dabei hilft, vorhandene Dach-
potenziale sinnvoll zu erschließen und da-
mit die nach § 4 S. 2 EEG-E vorgeschlagene 
Aufteilung des PV-Zubaus zu unterstützen. 
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Nach der geltenden Rechtslage des Ener-
giewirtschaftsgesetzes (EnWG)57 müssen 
die Übertragungsnetzbetreiber der Bun-
desnetzagentur auf deren Anforderung so-
wohl über die Sicherheit, Zuverlässigkeit 
und Leistungsfähigkeit ihres jeweiligen 
Energieversorgungsnetzes als auch über 
die Sicherheit und Zuverlässigkeit des 
Elektrizitätsversorgungssystems berichten 
(§ 12 Abs. 3b EnWG). Diese Regelung soll 
nach dem Regierungsentwurf durch eine 
neue Verpflichtung der Übertragungsnetz-
betreiber zur Erstellung eines regelmäßi-
gen Systemstabilitätsberichts sowie der 
Einführung eines fortlaufenden Monito-
rings der Systemstabilität ersetzt werden 
(§ 12i EnWG-E). 

I. Berichtswesen in formaler Hinsicht 
verbessert 

Die Neuregelung würde die Übertragungs-
netzbetreiber, regelmäßig und nicht nur 
wie bislang auf Anforderung, dazu ver-
pflichten, alle zwei Jahre einen Bericht über 
die Sicherheit, Zuverlässigkeit, Stabilität 
und Leistungsfähigkeit ihres Energieversor-
gungsnetzes sowie des Elektrizitätsversor-
gungssystems zu erstellen und der Regulie-
rungsbehörde vorzulegen (Art. 12i Abs. 1 
EnWG-E). Diese Pflicht greift erstmalig zum 
1. Januar 2025. 

Diese Verstetigung und Konkretisierung 
des Berichtswesens, die Erstellung von 
Handlungsempfehlungen und deren Be-
wertung durch die BNetzA in Form eines zu 
veröffentlichenden Berichts (§ 12i Abs. 5, 
Abs. 7 EnWG-Entwurf) sowie ein fortlaufen-
des Monitoring über den Stand der Umset-
zung von Maßnahmen im Bereich der Sys-
temstabilität (§ 12i Abs. 6 EnWG-E) sind zu 
begrüßen. Durch die konkretere Festschrei-
bung einzelner Verfahrensschritte und 
Pflichten der Beteiligten wird die 

 
57 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I 
S. 1970; 3621), das zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes 
vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert 
worden ist. 

Berichtsstruktur in formaler Hinsicht im 
Vergleich zur bisherigen Rechtslage ver-
bessert und eine größere Transparenz über 
die zur Verfügung stehenden Maßnahmen 
und des Verwirklichungsstands der Maß-
nahmen hergestellt.  

II. Konkretisierungsbedarf 
hinsichtlich gemeinsamer 
inhaltlicher Berichtsstandards 

Die inhaltlichen Vorgaben sind allerdings 
weniger deutlich. In inhaltlicher Hinsicht 
soll der Bericht für „alle Handlungsbereiche 
der Systemstabilität“ den aktuellen Stand 
darstellen sowie Handlungsbedarfe im Hin-
blick auf einen sicheren Netzbetrieb ermit-
teln (§ 12i Abs. 2 S. 1 EnWG-E). Diese Hand-
lungsbereiche werden nicht näher einge-
grenzt. Auch der Begriff der Systemstabili-
tät wird gesetzlich nicht genauer definiert. 
Laut Entwurfsbegründung ist unter Sys-
temstabilität „vor allem der sichere und ro-
buste Netzbetrieb zu verstehen. Der Begriff 
umfasst auch die Fähigkeit des Stromnet-
zes, auf Fehler und Störungen zu reagieren 
und innerhalb einer kurzen Zeitspanne wie-
der in einen stabilen Betriebszustand zu-
rückkehren.“58 Der Begriff der Systemstabi-
lität ist demnach vor allem mit dem siche-
ren Netzbetrieb gleichzusetzen, aber nicht 
darauf beschränkt. Den Übertragungsnetz-
betreibern würden damit zunächst große 
Freiheiten verbleiben, über welche Hand-
lungsbereiche und -bedarfe berichtet wird. 
Sie müssen sich über etwaige Mindestin-
halte oder zugrundeliegenden Annahmen, 
Berechnungen oder Datengrundlagen 
auch nicht untereinander abstimmen. Eine 
Vergleichbarkeit der Berichte könnte 
dadurch erschwert werden. Auch die Hand-
lungsempfehlungen können divergieren.  

58 BT-Drs. 20/8657, S. 47. 

E. Systemstabilitätsbericht und Monitoring 
der Systemstabilität 
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Zwar wird an mehreren Stellen des Rege-
lungsentwurfs von dem Bericht im Singular 
gesprochen (vgl. z. B. § 12i Abs. 2 S. 1 EnWG-
E: „Der Bericht soll (…).“ oder § 12i Abs. 5 S. 1 
EnWG-E.: Die Regulierungsbehörde bewer-
tet „den Bericht“.). Ein gemeinsamer Be-
richt der Übertragungsnetzbetreiber wird 
aber nicht vorgeschrieben. Zumindest be-
züglich des Berichts der Übertragungsnetz-
betreiber über ihr Energieversorgungsnetz 
erscheint ein gemeinsamer Bericht auch 
nicht zwingend. Gemeinsame Standards 
aber schon. Was den Bericht über das 
Elektrizitätsversorgungssystem angeht, 
scheint ein gemeinsamer Bericht nahelie-
gender, jedenfalls sollten aber auch hier ge-
meinsame Standards angelegt werden. 
Zwingend erscheint ein gemeinsamer Be-
richt aber auch bezüglich des Elektrizitäts-
versorgungssystems nach dem Regelungs-
entwurf nicht, da die vier Übertragungs-
netzbetreiber mit Regelverantwortung je-
weils für sich die Adressaten der Norm 
nach § 12 Abs. 1 EnWG-E sind. 

Die Bundesnetzagentur kann weitere Vor-
gaben zu Form und Inhalt des Berichts ma-
chen (§ 12i Abs. 3 EnWG-E). Dabei kann sie 
sich laut Entwurfsbegründung an dem bis-
herigen Anforderungskatalog des § 12 
Abs. 3b EnWG orientieren, der u. a. vorsieht 
zu bestimmen, ob die Übertragungsnetzbe-
treiber einzeln oder gemeinsam berichten 
sollen und zu welchen Themen berichtet 
werden soll59. Im Sinne eines möglichst ein-
heitlichen Berichtswesens sollte die Bun-
desnetzagentur von dieser Möglichkeit Ge-
brauch machen. Alternativ wäre zu emp-
fehlen, die Übertragungsnetzbetreiber di-
rekt gesetzlich zu verpflichten, sich auf ge-
meinsame Berichtsstandards zu einigen 
und diese der Bundesnetzagentur zur Ge-
nehmigung vorlegen zu lassen oder, zu-
mindest was den Bericht über das Elektrizi-
tätsversorgungssystem angeht, die Über-
tragungsnetzbetreiber zu einem gemeinsa-
men Bericht auf Grundlage gemeinsamer 
Standards zu verpflichten.  

 
59 BT-Drs. 20/8657, S. 104. 
60 BT-Drs. 20/8657, S. 105. 

III. Regelmäßige Berichtspflicht auch 
für Verteilnetzbetreiber 
wünschenswert 

Verteilnetzbetreiber oder Dritte werden im 
Regelungsentwurf verpflichtet, auf Auffor-
derung eines Übertragungsnetzbetreibers 
an der Erstellung der Berichte mitzuwirken 
(§ 12 Abs. 4 EnWG-E). Nach geltender 
Rechtslage muss die Bundesnetzagentur 
bestimmen, ob und in welchem Umfang 
Betreiber von Verteilernetzen an der Erstel-
lung des Berichts zu beteiligen sind (§ 12 
Abs. 3b S. 2 Nr. 3 EnWG). Die Einbeziehung 
von Dritten, wie etwa Betreiber von Erneu-
erbare-Energien-Anlagen60, ist nach gelten-
der Rechtslage bislang nicht vorgesehen. 
Die Einbeziehung von Verteilnetzbetrei-
bern direkt durch die Übertragungsnetzbe-
treiber sowie die Einbeziehung von Dritten 
ist sicherlich sinnvoll, um ein stimmiges Ge-
samtbild mit Blick auf die Systemstabilität 
zu erhalten. Allerdings besteht weder eine 
Pflicht zur Einbeziehung noch sind nähere 
Kriterien normiert, wann eine solche Einbe-
ziehung zwingend zu erfolgen hat. Insbe-
sondere mit Blick auf die Verteilnetzbetrei-
ber wäre dies empfehlenswert, da gerade 
auch auf diese mit Blick auf den in der Ent-
wurfsbegründung beschriebenen Umbau 
des Stromsystems (u. a. Ausbau erneuerba-
rer Energien, Rückgang fossiler Kapazitä-
ten, Hinzukommen neuer Stromverbrau-
cher)61 besondere Herausforderungen zu-
kommen. 

Insgesamt erscheint es mit Blick auf die 
kommenden Herausforderungen im Be-
reich der Verteilnetze und die geltenden 
Berichtspflichten der Verteilnetzbetreiber 
hinsichtlich der Systemstabilität, die nach 
dem Entwurf bis auf Folgeanpassungen 
weitgehend unverändert bleiben (§ 12 
Abs. 3b EnWG-E)62, überlegenswert, ob 
nicht auch den Verteilnetzbetreibern eine 
regelmäßige Berichtspflicht nach dem Vor-
bild der neuen Systemstabilitätsberichte 
der Übertragungsnetzbetreiber auferlegt 
werden sollte. Hierbei könnte man sich 
etwa an den Planungsregionen für die 
Netzausbaupläne der Verteilnetzbetreiber 
orientieren (§ 14d EnWG), um nicht alle Ver-
teilnetzbetreiber einzeln zu verpflichten 

61 BT-Drs. 20/8657, S. 47. 
62 BT-Drs. 20/8657, S. 103. 



 

 

20 Rechtliche Stellungnahme zur Anhörung am 15.11.2023  

und eine gemeinsame Abstimmung über 
die Berichtgrundlagen zu gewährleisten. 
Damit könnte ein Gleichlauf der Berichts-
pflichten hinsichtlich der Systemstabilität 
auf Übertragungs- und Verteilnetzebene 
gewährleistet werden. 
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Anhang zu C. I. 

Gegenüberstellung § 48a EnWG-E und § 11b 
EEG 2023-E 

 

§ 48a EnWG-E 
In der Fassung von Beschlussempfehlung 
und Bericht des Ausschusses für Klima-
schutz und Energie (25. Ausschuss) zu 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksachen 20/7310, 20/8165 – Entwurf 
eines Gesetzes zur Anpassung des Ener-
giewirtschaftsrechts an unionsrechtliche 
Vorgaben und zur Änderung weiterer 
energierechtlicher Vorschriften vom 8. 
November 2023 (BT-Drs. 20/9187) 
 
https://dserver.bundes-
tag.de/btd/20/091/2009187.pdf 

Anmerkung § 11b EEG 2023-E 
In der Fassung des Gesetzesentwurfs der 
Bundesregierung vom 9. Oktober 2023 
(BT-Drs. 20/8657) 
 
https://dserver.bundes-
tag.de/btd/20/086/2008657.pdf  

Benutzungshinweis:  
Abweichungen in § 11b EEG 2023-E gegenüber § 48a EnWG-E sind durch Unterstreichungen kennt-
lich gemacht. Lediglich aus der unterschiedlichen Sachmaterie resultierende Abweichungen sind 
kursiv gesetzt. 
   

§ 48a EnWG Duldungspflicht bei Trans-
porten 

 § 11b Recht zur Überfahrt während der 
Errichtung und des Rückbaus 

 
 

 

  Abs. 1 
1Eigentümer und sonstige Nutzungsbe-
rechtigte eines Grundstücks haben die 
Überfahrt und Überschwenkung des 
Grundstücks durch den Träger des Vorha-
bens oder von ihm Beauftragte zum 
Transport von Großtransformatoren, Ka-
belrollen oder sonstigen Bestandteilen 
von Stromnetzen oder Hilfsmitteln zur Er-
richtung, Instandhaltung oder zum Be-
trieb von Stromnetzen zu dulden. 

Der Passus 
„Ertüchti-
gung des 
Grundstücks 
für die Über-
fahrt“ ist in 
§ 48a in 
Satz 4 gere-
gelt. 

1Der Eigentümer und der Nutzungsbe-
rechtigte eines Grundstücks haben die 
Überfahrt und die Überschwenkung des 
Grundstücks zur Errichtung und zum 
Rückbau von Windenergieanlagen sowie 
die Ertüchtigung des Grundstücks für die 
Überfahrt durch den Betreiber der Wind-
energieanlagen und durch von ihm be-
auftragte Dritte zu dulden. 

2Der Träger des Vorhabens oder von ihm 
Beauftragte dürfen nur die Grundstücke 
nutzen, die für den Transport benötigt 
werden. 

 2Der Betreiber darf nur die Grundstücke 
nutzen, die für den Transport benötigt 
werden. 

3Die Duldungspflicht besteht nicht, soweit 
dadurch die Nutzung des Grundstücks 
unzumutbar beeinträchtigt wird oder Be-
lange der Landes- oder Bündnisverteidi-
gung dem entgegenstehen. 

 3Die Duldungspflicht besteht nicht, soweit 
dadurch die Nutzung des Grundstücks 
unzumutbar beeinträchtigt wird oder das 
Grundstück der Landes- und Bündnisver-
teidigung einschließlich der Erfüllung in-
ternationaler Verpflichtungen dient. 

4Die Duldungspflicht erstreckt sich auch 
auf die Ertüchtigung des Grundstücks für 
die Überfahrt und Überschwenkung. 

Im EEG 
ohne Über-
schwen-
kung: vgl. § 

 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/091/2009187.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/091/2009187.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/086/2008657.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/086/2008657.pdf
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11b Abs. 1 S. 
1 EEG 2023-
E 

5Der Träger des Vorhabens hat nach dem 
letzten Transport einen dem ursprüngli-
chen Zustand im Wesentlichen gleicharti-
gen Zustand herzustellen. 

4Der Betreiber hat nach der letzten Über-
fahrt den ursprünglichen Zustand auf 
seine Kosten unverzüglich wiederherzu-
stellen. 

6§ 44 Absatz 2 bis 4 ist entsprechend an-
zuwenden. 

Abs. 2 
1Ist die Überfahrt des Grundstücks nach 
Absatz 1 zu dulden, zahlt der Betreiber 
dem Nutzungsberechtigten, der unmittel-
bar in der Nutzung seines Grundstücks 
eingeschränkt war, nach Errichtung oder 
Rückbau der Windenergieanlage 28 Euro 
pro Monat und in Anspruch genomme-
nen Hektar. 
2Eine Überschwenkung ist unentgeltlich 
zu dulden. 
3Schadensersatzansprüche des Grundstü-
ckeigentümers und des Nutzungsberech-
tigten bleiben unberührt. 

7An die Stelle der Planfeststellungsbe-
hörde nach § 44 Absatz 2 tritt, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, die Enteig-
nungsbehörde. 
8Die Enteignungsbehörde soll die Dul-
dung auf Antrag des Trägers des Vorha-
bens innerhalb von einem Monat anord-
nen. 

Abs. 3 
1Für die Durchsetzung des Anspruchs des 
Betreibers ist § 83 Absatz 2 entsprechend 
anzuwenden. 

9Eine etwaige Verpflichtung zur Einho-
lung öffentlich-rechtlicher Genehmigun-
gen, Gestattungen oder Erlaubnisse, die 
nach anderen Rechtsvorschriften erfor-
derlich sind, bleibt unberührt. 

2Eine etwaige Verpflichtung zur Einho-
lung öffentlich-rechtlicher Genehmigun-
gen, Gestattungen oder Erlaubnisse, die 
nach anderen Rechtsvorschriften erfor-
derlich sind, bleibt unberührt. 

Abs. 4 
1Die Absätze 1 bis 3 sind auf Verkehrswege 
entsprechend anzuwenden. 

10Die Sätze 1 bis 8 gelten nicht für die Nut-
zung öffentlicher Verkehrswege, diese 
richtet sich nach den hierfür geltenden 
Bestimmungen. 

2Auf öffentliche Verkehrswege ist Satz 1 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Modalitäten der zu duldenden Nutzung 
unter Beachtung der Absätze 1 bis 3 ver-
traglich zu regeln sind. 
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